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Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG
40/824-1/8.9.1.1/GE
Vollzug der Immissionsschutzgesetze;

Antrag gemäß § 16 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) zur Änderung der Anlage zur Behandlung von nicht gefährlichen metallischen Abfällen in Schredderanlagen 

hier: Austausch der bestehenden Schredderanlage durch eine neue Schredderanlage

Antragsteller: 
TD Rohstoffhandel Ebenhausen GmbH & Co. KG, 

Äußerer Ring 60, 85107 Baar-Ebenhausen

1. Vorbemerkung

Die TD Rohstoffhandel GmbH & Co. KG hat eine immissionsschutzrechtliche Änderungsgenehmigung nach § 16 BImSchG für die Errichtung und den Betrieb einer neuen Schredderanlage zur Behandlung von nicht gefährlichen metallischen Abfällen beantragt.

Nach § 5 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) stellt die zuständige Behörde von Amts wegen nach Beginn des Verfahrens, das der Entscheidung über die Zulässigkeit des beantragten Vorhabens dient, auf der Grundlage geeigneter Angaben des Vorhabensträgers sowie eigener Informationen unverzüglich fest, ob für das Vorhaben eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht.
Gemäß Nr. 8.7.1.1 der Anlage 1 des UVPG wurde für das Vorhaben eine allgemeine Vorprüfung gemäß § 9 Abs. 4 i. V. m. § 7 Abs. 1 UVPG durchgeführt.
Die allgemeine Vorprüfung nach § 7 Abs. 1 Satz 2 UVPG ist als überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien durchzuführen. 
Die UVP-Pflicht besteht, wenn das Vorhaben nach Einschätzung der zuständigen Behörde erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Absatz 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären.
Die allgemeine Vorprüfung hat ergeben, dass keine UVP-Pflicht besteht.
Nach § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG ist diese Feststellung nicht selbstständig anfechtbar.

Die Einschätzung beruht im Wesentlichen auf folgenden Gesichtspunkten:
Kriterien nach Anlage 3 zum UVPG:
Merkmale des Vorhabens
Die beantragte neue Schredderanlage hat dieselbe Leistung wie die bestehende Anlage. Die genehmigte Jahresmenge sowie die sonstigen genehmigten maximalen Jahresmengen sollen ebenfalls nicht geändert werden.

Mit der neuen Anlage sind keine zusätzlichen abfallwirtschaftlichen Tätigkeiten verbunden. 

Es kommt durch den Austausch der Schredderanlage auch zu keinem zusätzlichen Flächenverbrauch auf dem bestehenden Firmengelände und somit zu keinen negativen Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt. Ein zusätzlicher Bedarf an Wasser besteht ebenfalls nicht. 
Die neue Schredderanlage verfügt über Lärmschutzeinhausungen, so dass eine Verbesserung der Lärmsituation eintritt.

In einem, den Antragsunterlagen beigelegten, Luftreinhaltegutachten, wird bestätigt, dass das Vorhaben zu keinen schädlichen Umwelteinwirkungen in Bezug auf Staub und Abgase führt.

Aufgrund der Tatsache, dass keine stark riechenden Abfälle gelagert werden, können Geruchsemissionen ausgeschlossen werden.

Die Anforderungen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen werden nach Rückmeldung der zuständigen Fachstellen eingehalten.

Das bestehende Transportaufkommen verändert sich nicht. Zusätzliche Straßen zur Anlage werden ebenso nicht benötigt. 

Alle erschütterungsrelevanten Anlagenteile sind vom Untergrund entkoppelt.

Eine Radioaktivitäts-Detektionsanlage verhindert das Anliefern von strahlenden Abfällen.

Bei der Schredderanlage handelt sich um keine Anlage nach der Störfall-Verordnung. Da die Anlage von geschultem Betriebspersonal betrieben wird, ist mit keinem erhöhten Unfallrisiko zu rechnen.

Risiken für die menschliche Gesundheit durch Verunreinigung von Wasser und Luft können durch eine ordnungsgemäße Entwässerung mit Abscheideranlagen sowie durch Aktivkohlefilter bei der Entstaubungsanlage ausgeschlossen werden.
Standort des Vorhabens

Am Standort der neuen Schredderanlage liegen keine bzw. keine problematischen, unter Anlage 3 zum UVPG Unterpunkt 2 „Standort der Vorhaben“, genannten Kriterien vor.

Der südliche Teil des Betriebsgeländes befindet sich zwar in einem Hochwasserrisikogebiet nach § 73 Abs.1 WHG, mögliche Gefahren können jedoch durch eine hochwasserangepasste Bauweise ausgeschlossen werden. Diese Tatsache konnte von den zuständigen Fachstellen bestätigt werden, weshalb negative Auswirkungen ausgeschlossen werden können.

Art und Merkmale der möglichen Auswirkungen

Aufgrund der vom Antragsteller beschriebenen Schutz- und Vorsorgemaßnahmen, sowie den Aussagen der prüfenden Fachstellen, ist mit keinen erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt durch den Austausch der bestehenden Schredderanlage zu rechnen.
Auch die Wahrscheinlichkeit von möglichen Auswirkungen erhöht sich nicht, da in der neuen Anlage keine neuen oder schwer beherrschbaren Technologien eingesetzt werden.
2. Ergebnis
Als Ergebnis der vorliegenden allgemeinen Vorprüfung ist festzustellen, dass von dem geplanten Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen 
(unter Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Schutzkriterien) zu erwarten sind. 

Eine förmliche Umweltverträglichkeitsprüfung i. S. d. UVPG, die im Wesentlichen zusätzliche verfahrensrechtliche Anforderungen mit sich bringen würde, ist deshalb nicht erforderlich.
Unbeschadet dessen wird die Übereinstimmung des Vorhabens mit dem materiellen Umweltrecht im Rahmen des Genehmigungsverfahrens nach BImSchG geprüft. 

Pfaffenhofen a. d. Ilm, 24.06.2022 

Landratsamt

gez. 
Christian Riebe
